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Revisionsprolokoll zum deutsch-französischen 
Doppelbesteuerungsabkommen 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Frankreich hat seine Besteuerung der Kapitalgesellschaften und 
der an ihnen Beteiligten geändert. Das neue System benach- 
teiligt deutsche Beteiligungen an französischen Gesellschaften 
gegenüber vergleichbaren innerfranzösischen Beteiligungen. 
Der deutsch-französische Wirtschaftsverkehr, vor allem deut- 
sche Investitionen in Frankreich, werden dadurch stark be- 
hindert. 


B. Lösung 

Die Änderung des deutsch-französischen Doppelbesteuerungs- 
abkommens beseitigt die Nachteile und bringt den deutschen 
Investitionen in Frankreich eine Angleichung an die Belastung 
innerfranzösischer Investitionen. Die Kosten dafür trägt der 
französische Fiskus, 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Bonn, den 11. März 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zum Revisionsproto- 
koll vom 9. Juni 1969 zu dem am 21. Juli 1959 
in Paris Unterzeichneten Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Französischen Republik zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerungen und über gegenseitige 
Amts- und Rechtshilfe auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Ver- 
mögen sowie der Gewerbesteuern und der 
Grundsteuern 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Der deutsche und französische Wortlaut des Revisionsproto- 
kolls sowie die Denkschrift zum Revisionsprotokoll liegen 
diesem Schreiben bei. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern der Finanzen 
und des Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 6. März 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Revisionsprotokoll vom 9. Juni 1969 
zu dem am 21. Juli 1959 in Paris Unterzeichneten Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen 
und über gegenseitige Amts- und Rechtshilfe 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
sowie der Gewerbesteuern und der Grundsteuern 


Der Bundestag hat mit Zustimmung dos Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 9. Juni 1969 Unterzeichneten 
Revisionsprotokoll zu dem am 21. Juli 1959 in Paris 
Unterzeichneten Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Französischen Repu- 
blik zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen und 
über gegenseitige Amts- und Rechtshilfe auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen sowie der Gewerbesteuern und der 
Grundsteuern (Bundesgesetzbl. 1961 II S. 397) wird 
zugestimmt. Das Revisionsprotokoll wird nachste- 
hend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermcich- 
tigt, das Abkommen vom 21. Juli 1959 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Französischen 
Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen 
und über gegenseitige Amts- und Rechtshilfe auf 
dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen sowie der Gewerbesteuern und der 
Grundsteuern in der Fassung des Revisionsproto- 
kolls vom 9. Juni 1969 nach Abstimmung mit dem 
Ministere de l'Economie et des Finances der Fran- 
zösischen Republik neu bekanntzumachen. 

Artikel 3 

(1) Der Betrag der in Artikel 3 des Revisions- 
protokolls (Artikel 20 Abs. 1 Buchst, b) Unterabs. 
bb) Satz 3 des Abkommens in der Neufassung) an- 
geführten Steuergutschrift gehört zu den Einkünften 
aus Kapitalvermögen im Sinne des § 20 Abs. 1 Ziff. 1 
des Einkommensteuergesetzes, der gleichzeitig mit 
der gezahlten Dividende als zugeflossen gilt; § 20 
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes bleibt unbe- 
rührt. Der Betrag der Steuergutschrift wird nach 
Maßgabe des Artikels 20 Abs, 1 Buchst, b) Unter- 
abs. bb) Satz 3 des Abkommens in der Neufassung 
und unter den dort genannten Voraussetzungen nur 
mit der deutschen Einkommen- oder Körperschaft- 
sleucr verrechnet. Die Ergänzungsabgabe wird von 
dem Betrag der Einkommen- oder Körperschaft- 
Steuerschuld errechnet, der sich vor Anrechnung der 
Sleiiergutschrift ergibt. 

(2) Ist nach den deutschen Rechtsvorschriften eine 
Veranlagung nicht vorgesehen, so können unbe- 


schränkt Steuerpflichtige die Veranlagung zur An- 
wendung des Artikels 20 Abs. 1 Buchst, b) Unterabs. 
bb) des Abkommens in der Neufassung beantragen. 
Bei Steuerpflichtigen mit Einkünften aus nichtselb- 
ständiger Arbeit finden in diesem Falle die Vor- 
schriften des § 46 Abs. 2 Ziff. 8 Buchst, d und Abs. 3 
des Einkommensteuergesetzes sinngemäß Anwen- 
dung. 

(3) Der Steuerpflichtige kann beantragen, daß die 
Besteuerung nicht unter Berücksichtigung der Rege- 
lung des Artikels 20 Abs. 1 Buchst, b) Unterabs. bb) 
des Abkommens in der Neufassung und des Ab- 
satzes 1 dieses Artikels stattfindet, sondern der 
Besteuerung der Bruttobetrag der Dividende ohne 
die Steuergutschrift zugrunde gelegt wird. 

Artikel 4 

(1) Soweit das Revisionsprotokoll auf Grund seines 
Artikels 7 Abs. 2 für die Zeit vor seinem Inkraft- 
treten anzuwenden ist, steht seiner Anwendung die 
Unanfechtbarkeit bereits vor dem Inkrafttreten er- 
gangener Steuerfestsetzungen nicht entgegen. Ein 
Antrag nach Artikel 3 Abs. 2 dieses Gesetzes kann 
für Veranlagungszeiträume, die vor dem Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Revisionsprotokolls liegen, 
noch innerhalb eines Jahres nach dem Inkrafttreten 
gestellt werden. 

(2) Soweit sich auf Grund des Absatzes 1 dieses 
Artikels oder auf Grund des Artikels 7 Abs. 2 des 
Revisionsprotokolls für die Zeit bis zum Beginn des 
Jahres, in dem das Revisionsprotokoll in Kraft tritt, 
unter Berücksichtigung der jeweiligen französischen 
und deutschen Besteuerung insgesamt eine höhere 
Belastung ergibt, als sie nach den Rechtsvorschriften 
vor Inkrafttreten des Revisionsprotokolls bestand, 
wird der Steuermehrbetrag nicht erhoben. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 

Artikel 6 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Revisionsprotokoll nach 
seinem Artikel 7 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Revisionsprotokoll bedarf nach Artikel 59 
Abs, 2 Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung 
der für die Bundesgesetzgebung zuständigen Kör- 
perschaften in Form eines Bundesgesetzes, da es sich 
auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 
105 Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, weil das 
Aufkommen aus den vom Revisionsprotokoll be- 
troffenen Steuern gemäß Artikel 106 des Grund- 
gesetzes ganz oder zum Teil den Ländern oder den 
Gemeinden zufließt. 

Zu Artikel 2 

Das Revisionsprotokoll ändert das Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerungen vom 21. Juli 
1959 lediglich in einzelnen Artikeln. Im übrigen gilt 
das bestehende Abkommen unverändert weiter. 
Artikel 2 enthält daher eine Ermächtigung, den ge- 
samten Wortlaut des Abkommens in der Neufas- 
sung durch das Revisionsprotokoll zu veröffent- 
lichen. 

Zu Artikel 3 

Der Artikel enthält Regelungen, die die Anwendung 
des Revisionsprotokolls im nationalen deutschen 
Rechtsbereich abstützen. 

Nach dem Revisionsprotokoll ist den deutschen Ak- 
tionären im Rahmen ihrer deutschen Besteuerung 
eine Steuergutschrift für die französische Körper- 
schaftsteuer zu gewähren. Absatz 1 schafft klarstel- 
lend eine autonome deutsche Rechtsgrundlage dafür, 
diese Gutschrift — wie es das Revisionsprotokoll 
vorschreibt — als zusätzlidien Ertrag in die Be- 
messungsgrimdlage für die deutsche Einkommen- 
und Körperschaftsteuer einzubeziehen, und zwar 
mit Wirkung auch für die anderen Steuern, die sich 
an der Einkommen- und Körperschaftsteuer oder an 
deren Bemessungsgrundlagen ausrichten (Ergän- 
zungsabgabe, Gewerbeertragsteuer). Gegen die ver- 
traglich zu gewährende Gutschrift soll nur die 
deutsche Einkommen- und Körperschaftsteuer gegen- 
gerechnet werden, während andere Steuern — vor 
allem die Ergänzungsabgabe und die Gewerbe- 
steuer — außerhalb der vorgesehenen Verrechnung 
bleiben. 

Absatz 2 trägt dem Umstand Rechnung, daß die 
Steuergutschrift nur im Veranlagungsverfahren ge- 
währt und gegebenenfalls erstattet werden kann. 
In gewissen Fällen sieht aber das deutsche Steuer- 
recht keine Veranlagung vor. Dem Abkommens- 
berechtigten soll deshalb eine etwaige Erstattung 
nicht vorenthalten werden, Absatz 2 räumt ihm 
deshalb das Recht ein, zur Gewährung und Erstat- 
tung der Steuergutschrift seine Veranlagung zu be- 
antragen. 


Absatz 3 enthält die Vereinfachungsregelung für 
diejenigen Steuerpflichtigen, die von der Gutschrifts- 
regelung keinen Gebrauch zu machen wünschen. 
Die Vorschrift gibt ihnen die Möglichkeit, statt der 
Gutschriftsregelung die normale Besteuerung ihrer 
französischen Dividenden zu wählen. 

Zu Artikel 4 

Das Revisionsprotokoll ist nach seinem Artikel 7 
Abs. 2 erstmals auf Steuern anzuwenden, die für 
das Jahr 1968 erhoben werden. Um die Abkom- 
mensberechtigten uneingeschränkt in den Genuß der 
rückwirkenden Anwendung des Revisionsprotokolls 
zu bringen, sieht Absatz 1 des Artikels vor, daß ihr 
die Unanfechtbarkeit bereits ergangener Steuer- 
festsetzungen nicht entgegensteht. Ergänzend ist 
bestimmt, daß Steuerpflichtige, die zur Gewährung 
und Erstattung der Steuergutschrift ihre Veranlagung 
beantragen können, diesen Antrag für den Rück- 
wirkungszeitraum noch innerhalb eines Jahres nach 
dem Inkrafttreten des Revisionsprotokolls stellen 
können. 

Soweit sich durch die rückwirkende Anwendung 
des Revisionsprotokolls in besonders gelagerten, 
seltenen Einzelfällen eine höhere Steuerbelastung 
als nach der bisher geltenden Fassung des Abkom- 
mens ergeben sollte, schließt Absatz 2 des Artikels 
bis zum Beginn des Jahres der Rückwirkung die 
rückwirkende Verschlechterung für den Steuerpflich- 
tigen aus. In solchen Fällen wird eine etwaige 
deutsche Mehrsteuer nur erhoben, soweit ihr bisher 
nicht zu gewährende Erleichterungen bei den fran- 
zösischen Steuern gegenüberstehen. 

Zu Artikel 5 

Das Revisionsprotokoll soll auch für das Land Berlin 
Anwendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Re- 
visionsprotokoll nach seinem Artikel 7 Abs, 2 in 
Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Die Bestimmungen des Revisionsprotokolls wirken 
sich zugunsten der deutschen Steuerpflichtigen aus, 
wobei die Fiskaleinbuße im wesentlichen ausschließ- 
lich von Frankreich getragen wird. Für Bund, Län- 
der und Gemeinden können sich allenfalls in ver- 
einzelten Randfällen Mindereinnahmen ergeben, die 
haushaltswirtschaftlich aber nicht ins Gewicht fallen 
werden. 
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Revisionsprotokoll 

zu dem am 21. Juli 1959 in Paris Unterzeichneten Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen und über gegenseitige Amts- und 
Rechtshilfe auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
sowie der Gewerbesteuern und der Grundsteuern 

Avenant 

ä la Convention signee ä Paris le 21 juillet 1959 
entre la Republique Föderale d'Allemagne et la Republique Fran<paise 
en vue d'eviter les doubles impositions et d’etablir des regles d'assistance 
administrative et juridique reciproque en matiere d'impöts 
sur le revenu et sur la fortune ainsi qu’en matiere de contributions 
des patentes et de contributions foncieres 


IN DEM WUNSCHE, im Rahmen der Beziehungen 
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft die wirtschaftliche Entwicklung der 
beiden Länder zu fördern und die steuerliche Belastung 
der Gewinne, die von den in einem der beiden Staaten 
ansässigen Gesellschaften erzielt und an in diesen Staaten 
ansässige Personen ausgeschüttet werden, soweit wie 
möglich einander anzunähern, sind der Präsident der 
Bundesrepublik Deutschland und der Präsident der Fran- 
zösischen Republik übereingekommen, gewisse Bestim- 
mungen des am 21. Juli 1959 in Paris Unterzeichneten 
Steuerabkommens zu ändern, und haben hierfür zu ihren 
Bevollmächtigten ernannt: 

DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

den Bundesminister des Auswärtigen Willy Brandt 
und den Staatssekretär im Bundesfinanzministerium 
Walter Grund 

DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK 
Seine Exzellenz den Französischen Botschafter 
Fran<;ois Seydoux de Clausonne 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten folgendes vereinbart haben: 

Artikel 1 

Artikel 8 des Abkommens wird durch die folgende 
Bestimmung ersetzt: 

„Artikel 8 

In der Bundesrepublik ansässige Gesellschaften, die in 
Frankreich eine Betriebstätte unterhalten, werden nicht 
zur Ausschüttungsteuer (impot de distribution) im Sinne 
des Artikels 115 quinquies des Code general des Impots 
herangezogen." 

Artikel 2 

Artikel 9 des Abkommens wird wie folgt geändert: 

a) Absatz (1) wird durch die folgende Bestimmung ersetzt: 

„(1) Dividenden, die eine in einem Vertragstaat an- 
sässige Gesellschaft an eine in dem anderen Vertrag- 
staat ansässige Person zahlt, können in dem anderen 
Staat besteuert werden." 

b) Nach Absatz (2) werden die folgenden Absätze ein- 
gefügt; 

„(3) Von den Dividenden, die eine in der Bundes- 
republik ansässige Person von einer in Frankreich 
ansässigen Gesellschaft bezieht, deren Ausschüttungen 
zu einer Steuergutschrift (avoir fiscal) berechtigten, 
falls sie an eine in Frankreich ansässige Person 
geleistet würden, wird abweichend von Absatz (2) die 


DESIREUX, dans le cadre des relations entre les pays 
membres de la Communautä economique europeenne, de 
favoriser le developpement economique des deux pays 
et de rapprocher, dans la mesure du possible, la Charge 
fiscale sur les benäfices realises par des societes resi- 
dents de Tun ou l'autre Etat qui sont distribuös ä des 
residents de chacun de ces Etats, le President de la 
Republique Franqaise et le President de la Republique 
Federale d'Allemagne ont decide de modifier en con- 
sequence certaines dispositions de la Convention fiscale 
signee ä Paris le 21 juillet 1959 et ont nomme ä cet effet, 
pour leurs plenipotentiaires: 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE FEDERALE 
D’ALLEMAGNE 

le Ministre federale des Affaires etrangeres Willy Brandt 
et le Secretaire d'Etat au Ministere federale des finances 
Walter Grund 

LE PRESIDENT DE LA REPUBLIQUE FRANQAISE 
Son Excellence l'Ambassadeur de France 
Frangois S e Y d o u X de Clausonne 

Lesquels, aprös avoir echange leurs pleins pouvoirs 
reconnus en bonne et due forme, sont convenus des 
dispositions suivantes: 

Article premier 

L'Article 8 de la Convention est remplace par la dis- 
position suivante: 

«Article 8 

Les societes residents de la^ Räpublique Federale qui 
possedent en France un ätablissement stable ne sont pas 
soumises ä l'impot de distribution vise ä l'article 115 
quinquies du Code general des Impots. » 

Article 2 

L'article 9 de la Convention est modifie de la fagon 
suivante : 

a) Le paragraphe (1) est remplace par la disposition 
suivante; 

« (1) Les dividendes payes par une societe cjui est 
un resident d'uu Etat contractant ä un resident de 
l'autre Etat contractant sont imposables dans cet autre 
Etat. » 

b) Apres le paragraphe (2) sont inseres les paragraphes 
suivants; 

« (3) Par derogation au paragraphe (2), les dividendes 
payes ä un resident de la Republique Föderale par 
une societe resident de France, dont les distributions, 
si eiles etaient faites au profit d une personne resident 
de France, ouvriraient droit ä un avoir fiscal, ne 
donneht pas lieu au prelevement de Timpöt frangais. 
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französische Steuer nidit erhoben; diese Steuer ist mit 
der Regelung des Artikels 20 Absatz (l) Budistabe b) 
Unterabsatz (bb) abgegolten. 

(4) Dividenden, die eine in Frankreich ansässige 
Kapitalgesellschaft an eine in der Bundesrepublik 
ansässige Kapitalgesellschaft zahlt, der mindestens 
25 vom Hundert des Gesellschaftskapitals der erst- 
genannten Gesellschaft gehören, können abweichend 
von den Absätzen (2) und (3) in Frankreich nicht 
besteuert werden. Die bei Zahlung dieser Dividenden 
gegebenenfalls erhobene Vorsteuer (precompte) wird 
der in der Bundesrepublik ansässigen Gesellschaft 
erstattet." 

c) Absatz (3) wird Absatz (5). 

d) Absatz (4) wird Absatz (6), und die dort enthaltene 
Bezugnahme auf Absatz (5) wird durch die Bezug- 
nahme auf den neuen Absatz (7) ersetzt. 

e) Absatz (5) wird durch den nachstehenden neuen Ab- 
satz (7) ersetzt. 

„(7) Soweit Frankreich nach den Artikeln 4 und 6 
das Recht zur Besteuerung von Gewinnen der in Arti- 
kel 4 Absatz (3) erwähnten Gesellschaften zusteht, 
können die aus diesen Gewinnen stammenden Ein- 
künfte, die die französischen Gesetzesvorschriften als 
Dividenden ansehen, nach Absatz (2) dieses Artikels 
besteuert werden." 

f) Absatz (6) wird Absatz (8), und die dort enthaltene 
Bezugnahme auf die Absätze (1) bis (3) wird durch die 
Bezugnahme auf die Absätze (1) bis (5) ersetzt. 

Artikel 3 

Artikel 20 des Abkommens wird durch die folgenden 

Bestimmungen ersetzt: 

„Artikel 20 

(1) Bei Personen, die in der Bundesrepublik ansässig 

sind, wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 

a) Von der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer 
werden vorbehaltlich der Buchstaben b) und c) die aus 
Frankreich stammenden Einkünfte und die in Frank- 
reich gelegenen Vermögensteile ausgenommen, die 
nach diesem Abkommen in Frankreich besteuert wer- 
den können. Diese Bestimmung schränkt das Recht der 
Bundesrepublik nicht ein, die auf diese Weise aus- 
genommenen Einkünfte und Vermögensteile bei der 
Festsetzung ihres Steuersatzes zu berücksichtigen. 

b) (aa) Auf Dividenden ist Buchstabe a) nur anzuwenden, 

wenn die Dividenden von einer in Frankreich 
ansässigen Kapitalgesellschaft an eine in der 
Bundesrepublik ansässige Kapitalgesellschaft ge- 
zahlt werden, der mindestens 25 vom Hundert 
des Gesellschaftskapitals der erstgenannten Ge- 
sellschaft gehören. Diese Bestimmung gilt auch 
für Beteiligungen, deren Dividenden unter den 
vorstehenden Satz fallen würden. 

(bb) Dividenden, die nicht unter den vorstehenden 
Unterabsatz (aa) fallen und die von einer in 
Frankreich ansässigen, in Artikel 9 Absatz (3) 
angeführten Gesellschaft ausgeschüttet werden, 
sind wie folgt zu behandeln: 

Die in der Bundesrepublik ansässige Person 
kommt in den Genuß der gleichen Steuergut- 
schrift, die den in Frankreich ansässigen Personen 
im Zeitpunkt der Ausschüttung der Dividenden 
für Erträge gleicher Art gewährt wird; der Betrag 
dieser Steuergutschrift entspricht gegenwärtig der 
Hälfte der ausgeschütteten Dividende. Die Steuer- 


cet impot etant acquitte par le regiement visö ä 
l'article 20 paragraphe (1) (b) (bb). 

(4) Par derogation aux paragraphes (2) et (3), les 
dividendes payes par une societe de capitaux resi- 
dent de France ä une societe de capitaux resident 
de la Republique Föderale qui detient au moins 
25 p. 100 du Capital social de la premiere societe ne 
peuvent pas etre imposes en France. Le precompte 
eventuellement preleve lors du versement de ces 
dividendes est rembourse ä cette societe de la Re- 
publique Föderale. » 

c) Le paragraphe (3) devient le paragraphe (5). 

d) Le paragraphe (4) devient le paragraphe (6) et la 
röförence qui y est faite au paragraphe (5) est rem- 
placee par une röförence au nouveau paragraphe (7). 

e) Le paragraphe (5) est remplace par le nouveau para- 
graphe (7) ci-dessous. 

« (7) Dans la mesure oü les dispositions des ar- 
ticles 4 et 6 conförent ä la France le droit d'imposer 
les bönöfices des societes mentionnöes au para- 
graphe (3) de l'article 4, les revenus provenant de ces 
bönöfices, qui sont regardös comme des dividendes 
au sens de la lögislation frangaise, sont imposables 
selon les dispositions du paragraphe (2) du prösent 
article. » 

f) Le paragraphe (6) devient le paragraphe (8) et la 
röförence qui y est faite aux paragraphes (1) ä (3) 
est remplacöe par une röförence aux paragraphes (1) 
ä (5). 

Article 3 

L'article 20 de la convention est remplacö par les dis- 
positions suivantes: 

«Article 20 

(!) En ce qui concerne les rösidents de la Röpublique 

Födörale, la double imposition est övitee de la fagon 

suivante: 

(a) Sous reserve des dispositions des alinöas (b) et (c), 
sont exclus de la base de l’imposition allemande les 
revenus provenant de France et les ölöments de la 
fortune situes en France, qui, en vertu de la presente 
Convention, sont imposables en France. Cette regle 
ne limite pas le droit de la Röpublique Födörale de 
tenir cömpte, lors de la dötermination du taux de ses 
impöts, des revenus et des ölöments de la fortune 
ainsi exclus, 

(b) (aa) En ce qui concerne les dividendes, les disposi- 

tions de l’alinöa (a) ne sont applicables que dans 
le cas oü les dividendes sont versös par une so- 
ciötö de capitaux rösident de France ä une so- 
ciötö de capitaux rösident de la Republique Fö- 
dörale qui dötieni au moins 25 p. 100 du capital 
social de la premiere sociötö. Sont ögalement 
soumises ä cette rögle, les participations dont les 
dividendes tomberaient sous le coup de la phrase 
pröcödente. 

(bb) Les dividendes non visös au sous-alinöa (aa) ci- 
dessus et distribuös par une sociötö rösident de 
France, visöe ä l'article 9 paragraphe (3), sont 
soumis au rögime suivant: 

le rösident de la Röpublique Födörale bönöficie 
d'un avoir fiscal ögal ä celui qui est accordö 
aux rösidents de France au moment de la distri- 
bution des dividendes pour des produits de 
meme nature; le montant de cet avoir fiscal 
correspond actuellement ä la moitie du divi- 
dende distribue. Cet avoir fiscal qui constitue 
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un revenu supplementaire pour le beneficiaire 
est ajoute au montant du dividende distribu^ 
pour la determination de la base de Timposition 
aliemande. L'avoir fiscal est impute sur l'impot 
allemand afferent au dividende ainsi majore. 
Dans la mesure oü l'avoir fiscal excede cet im- 
pot allemand, l'excedent est rembourse lorsqu'il 
ne peut pas etre compense par l’impot allemand 
afferent ä d'autres revenus. Le Tresor frangais 
rembourse au Tresor allemand un montant egal 
ä cet avoir fiscal; cependant le Tresor frangais 
deduit de ce montant une somme correspondant 
ä la retenue ä la source calculee au taux de 15 
p. 100 sur le total compose du dividende et de 
l'avoir fiscal. Sur la base d un avoir fiscal egal 
ä la moitie du dividende distribue, le montant 
du remboursement a effectuer par le Tresor 
frangais s'etablit actuellement ä 27,5 p, 100 de ce 
meme dividende. 


gutsdirift, die für den Empfänger einen zusätz- 
lichen Ertrag darstellt, wird für die Bestimmung 
der deutschen Steuerbemessungsgrundlage dem 
Betrag der ausgeschütteten Dividende hinzu- 
gerechnet Die Steuergutschrift wird auf die 
deutsche Steuer angerechnet, die auf die so er- 
höhte Dividende entfällt Soweit die Steuergut- 
schrift diese deutsche Steuer übersteigt, wird der 
Mehrbetrag erstattet, sofern er nicht mit der 
deutschen Steuer verrechnet werden kann, die 
auf andere Einkünfte entfällt. 

Der französische Fiskus erstattet dem deutschen 
Fiskus einen Betrag in Höhe dieser Steuergut- 
schrift; der französische Fiskus zieht indessen von 
diesem Betrag einen Betrag ab, der der Abzug- 
steuer entspricht, die zum Satz vom 15 vom 
Hundert von dem aus der Dividende und der 
Steuergutschrift gebildeten Gesamtbetrag errech- 
net wird. Bei einer Steuergutschrift in Höhe der 
Hälfte der ausgeschütteten Dividende beläuft sich 
gegenwärtig der vom französischen Fiskus zu 
leistende Erstattungsbetrag auf 27,5 vom Hundert 
dieser Dividende. 

c) Die französische Steuer, die nach diesem Abkommen 
von den aus Frankreich stammenden, nicht unter 
Buchstabe b) fallenden Dividenden und in Artikel 11 
erwähnten Einkünften erhoben wird, wird auf die 
deutsche Steuer angerechnet, die auf diese Einkünfte 
entfällt. 

Die in Artikel 9 Absatz (7) angeführten Einkünfte 
gelten für die Anwendung dieses Buchstabens nicht als 
Dividenden. 

(2) Bei Personen, die in Frankreich ansässig sind, wird 
die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden; 

a) Von der Bemessungsgrundlage der französischen 
Steuer werden vorbehaltlich der Buchstaben b) und c) 
die aus der Bundesrepublik stammenden Einkünfte 
ausgenommen, die nach diesem Abkommen in der 
Bundesrepublik besteuert werden können. Diese Be- 
stimmung schränkt jedoch das Recht Frankreichs nicht 
ein, die auf diese Weise ausgenommenen Einkünfte 
bei der Festsetzung seines Steuersatzes zu berück- 
sichtigen. 

b) Die deutsche Steuer, die nach Artikel 9 Absatz (2) von 
den aus der Bundesrepublik stammenden Dividenden 
erhoben wird, wird auf die vom Empfänger dieser 
Einkünfte geschuldete französische Steuer angerechnet. 
Der etwaige Mehrbetrag wird dem Steuerpflichtigen 
nach dem im französischen Steuerrecht für die Steuer- 
gutschrift vorgesehenen Verfahren erstattet. 

c) Die nach Artikel 11 Absatz (2) von den dort an- 
geführten Einkünften erhobene deutsche Steuer wird 
auf den Teil der französischen Steuer angerechnet, der 
auf diese Einkünfte entfällt.“ 

Artikel 4 

Dem Artikel 26 des Abkommens wird der folgende 
Absatz hinzugefügt; 

„(3) Die zuständigen Behörden werden sich darüber ver- 
ständigen, daß die in den Artikeln 8, 9 und 20 dieses 
Abkommens vorgesehenen Maßnahmen nicht Personen 
zugute kommen, die nicht in der Bundesrepublik ansässig 
sind.“ 

Artikel 5 

In das Abkommen wird der folgende Artikel eingefügt: 

„Artikel 30a 

(1) Die zuständigen Behörden eines Vertragstaates sind 
verpflichtet, den zuständigen Behörden des anderen 


(c) L'impot frangais pergu conformement ä la presente 
Convention sur les dividendes autres que ceux vises 
ä l’alinea (b) ci-dessus ainsi que sur les revenus 
vises ä l’article 11 qui proviennent de France est 
impute sur l’impöt allemand afferent ä ces niemes 
revenus. 

Les revenus mentionnes au paragraphe (7) de l'ar- 
ticle 9 ne sont pas consideres comme des dividendes 
pour l'application du präsent alinea. 

(2) En ce qui concerne les residents de France, la 
double imposition est evitee de la fagon suivante: 

(a) Sous reserve des dispositions des alineas (b) et (c), 
sont exclus de la base de l'imposition frangaise les 
revenus provenant de la Republique Federale, qui, 
en vertu de la presente Convention, sont imposables 
en Republique Federale, Cette regle ne limite ce- 
pendant pas le droit de la France de tenir comple, 
lors de la determination du taux de ses impöts, des 
revenus ainsi exclus. 

(b) L'impot allemand pergu conformement aux disposi- 
tions de l'article 9 paragraphe (2) sur les dividendes 
provenant de la Republique Federale est impute sur 
l'impöt frangais dü pai le beneficiaire de ces pro- 
duits. L'excedent äventuel est rembourse au contri- 
buable selon les modalites prevues pai la legislation 
fiscale frangaise en matiere d'avoir fiscal. 

(c) L'impöt allemand pergu conformement aux disposi- 
tions de l’article 11 paragraphe (2) sur les produits 
vises dans cette disposition est impute sur la part de 
l'impöt frangais afferent aux memes produits.» 

Article 4 

II est ajoute ä l'article 26 de la convention le para- 
graphe suivant: 

« (3) Les autorites competentes s’entendront pour que 
les mesures prevues aux articles 8, 9 et 20 de la presente 
convention ne beneficient pas ä des personnes qui ne 
seraient pas residents de la Republique Federale. » 

Article 5 

II est insere dans la convention l'article suivant: 

«Article 30 bis 

(1) Les autorites competentes de chaque Etat con- 
tractant sont tenues d'informer les autorites competentes 
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Staates die Änderungen mitzuteilen, die in ihren Rechts- 
vorsdiriften über die Besteuerung der Gesellschaften und 
der Ausschüttungen eingetreten sind. Diese Mitteilung soll 
nach Verkündung dieser Änderungen gegeben werden. 

(2) Die Vertragstaaten werden sich miteinander ins 
Benehmen setzen, um bei den Bestimmungen dieses Ab- 
kommens die Änderungen herbeizuführen, die infolge der 
im vorstehenden Absatz (1) angeführten Änderungen not- 
wendig werden." 

Artikel 6 

Dieses Revisionsprotokoll gilt auch für das Land Berlin, 
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land gegenüber der Regierung der Französischen Repu- 
blik innerhalb von drei Monaten nach seinem Inkraft- 
treten eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 7 

(1) Dieses Revisionsprotokoll bedarf der Ratifikation; 
die Ratifikationsurkunden sollen so bald wie möglich in 
Paris ausgetauscht werden. 

(2) Das Revisionsprotokoll tritt am Tage des Aus- 
tausches der Ratifikationsurkunden in Kraft- von seinen 
Bestimmungen sind erstmals anzu wenden; 

Artikel 1 auf die für das Wirtschaftsjahr 1968 zu 
erhebenden Steuern der in der Bundesrepublik an- 
sässigen Gesellschaften, die in Frankreich eine Betrieb- 
stätte haben; 

die Artikel 2 und 3 auf die Steuern, die in Frankreich 
und in der Bundesrepublik von den ab 1. Januar 1968 
zahlbaren Dividenden zu erheben sind. 

Artikel 8 

Dieses Revisionsprotokoll ist Bestandteil des Abkom- 
mens vom 21. Juli 1959 und bleibt ebenso lange in Kraft, 
wie das Abkommen anzuwenden ist. 


ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten der 
beiden Staaten dieses Revisionsprotokoll unterschrieben 
und mit ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn, am 9. Juni 1969 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und französischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


de l’autre Etat des modifications apportees a leur legis- 
lation fiscale respective dans le domaine de l'imposi- 
tion des societes et des revenus distribues. Cette Infor- 
mation doit etre donnee des la promulgation de ces 
modifications. 

(2) Les Etats contractants se concerteront pour appor- 
ter aux dispositions de la presente Convention les ame- 
nagements qui seraient rendus necessaires par les modi- 
fications visees au paragraphe (1) ci-dessus. » 

Ar fiele 6 

Le present avenant s'appliquera egalement au Land 
Berlin, sauf declaration contraire faite par le Gouverne- 
ment de la Republique Föderale d'Allemagne au Gou- 
vernement de la Republique Franqaise dans les trois 
mois qui suivent son entree en vigueur. 

Article 7 

(1) Cet avenant sera ratifie et les Instruments de rati- 
fication seront echanges ä Paris dans le plus bref delai. 

(2) L'avenant entrera en vigueur ä la date de lechange 
des Instruments de ratification; ses dispositions s’ap- 
pliqueront pour la premiere fois: 

— en ce qui conceme l’article ler^ aux impöts exigibles 
au titre de l’exercice 1968 des societes residents de 
la Republique Föderale qui ont un ötablissement 
Stahle en France; 

— en ce qui concerne les articles 2 et 3, aux impöts 
exigibles tant en France qu'en Röpublique Födörale 
sur les dividendes mis en paiement depuis le l^r jan- 
vier 1968. 

Article 8 

Le prösent avenant fait partie intögrante de la Con- 
vention du 21 juillet 1959 et restera en vigueur aussi 
longtemps que la Convention sera applicable. 


EN FOI DE QUO! les plönipotentiaires des deux Etats 
ont signö le prösent avenant et y ont apposö leur sceau. 


FAIT ä Bonn, le 9 juin 1969 en deux originaux, chacun 
en langue allemande et en langue frangaise, les deux tex- 
tes faisant ögalement foi. 


Für die Pour la 

Bundesrepublik Deutschland Röpublique Födörale d'Allemagne 

Brandt 

Grund 


Für die 

Französische Republik 


F. Seydoux 


Pour la 

Röpublique Frant^aise 
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Denkschrift zum Revisionsprotokoll 


L Bedeutung und Zweck des Vertrages 

1. Das vorliegende Revisionsprotokoll leistet einen 
gewichtigen Beitrag zur deutsch-französischen 
Zusammenarbeit, indem es das Doppelbesteue- 
rungsabkommen vom 21. Juli 1959 zugunsten 
deutscher Investoren in Frankreich den heutigen 
Erfordernissen des Wirtschaftsverkehrs zwischen 
beiden Ländern anpaßt. Das Schwergewicht der 
Vertragsrevision liegt bei der Besteuerung von 
Dividendenzahlungen französischer Gesellschaf- 
ten an in der Bundesrepublik ansässige Aktio- 
näre. Die bisherigen Abkommensregelungen ha- 
ben sich als unzulänglicherwiesen, nachdem Frank- 
reich im Jahre 1965 durch eine Steuerreform die 
Besteuerung der Kapitalgesellschaften und ihrer 
Dividenden grundlegend reformiert hatte. 

2. Bei der Anpassung des Steuervertrages an die 
geänderte Rechtssituation haben Frankreich und 
die Bundesrepublik international neuartige Lö- 
sungswege gefunden. Das Revisionsprotokoll be- 
seitigt bei den über die Grenze fließenden Divi- 
denden nicht nur die doppelte Besteuerung des 
Aktionärs in beiden Staaten, sondern baut — erst- 
malig in der internationalen Vertragspraxis über- 
haupt — darüber hinaus für den Investor auch 
die Unterschiede der die Dividenden vorbelasten- 
den Körperschaftsteuern ab. Damit beseitigt das 
Revisionsprotokoil verzerrende Steuerhemmnisse 
für die Tätigkeit deutscher Unternehmen in 
Frankreich und für die Anlage deutschen Kapitals 
in französischen Wertpapieren. Es verwirklicht 
dabei weitgehend die Forderung, daß die Be- 
steuerung für internationale Anlageentscheidun- 
gen neutral sein sollen und trägt vor allem dem 
Bedürfnis der Bundesrepublik und Frankreichs 
nach noch engerer wirtschaftlicher Zusammen- 
arbeit Rechnung. Es nähert außerdem die steuer- 
liche Belastung der von deutschen und französi- 
schen Gesellschaften ausgeschütteten Gewinne 

— unabhängig davon, ob sie im Sitzstaat ver- 
bleiben oder in das Gebiet des anderen Vertrags- 
partners fließen — so weit wie möglich anein- 
ander an. Das Revisionsprotokoll leistet damit 
einen Beitrag zur Harmonisierung der Steuern 
in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, der 
als Modell richtungweisend werden kann. 

3. Ausgangspunkt der Vertragsrevision ist die 
französische Steuerreform von 1965. Sie zielt 

— ebenso wie der deutsche gespaltene Körper- 
schaftsteuertarif — darauf ab, die wirtschaftliche 
Doppelbelastung des ausgeschütteten Gewinns 
(mit Körperschaftsteuer der Gesellschaft und Ein- 
kommensteuer des Aktionärs) abzumildern. 

Dazu senkt die Bundesrepublik mit dem gespalte- 
nen Körperschaftsteuertarif die Steuer der aus- 
schüttenden Gesellschaft (Ermäßigung des Kör- 
perschaftsteuersatzes für den ausgeschütteten 
Gewinn von 51 v. H. auf 15v. H.). Bei gleicher 
Zielsetzung entschloß sich Frankreich, die Ent- 
lastung nicht bei der Besteuerung der Gesellschaft 
sondern — umgekehrt — beim Aktionär ansetzen 
zu lassen. 


Der ausgeschüttete Gewinn wird in Frankreich 
der normalen Körperschaftsteuer (50 v. H.) unter- 
worfen. Dafür erhält aber der französische Ak- 
tionär im praktischen Ergebnis die Hälfte der auf 
den Dividenden lastenden Körperschaftsteuer 
zurück. Technisch wird dies durch eine Steuer- 
gutschrift (avoir fiscal) erreicht, die die Hälfte 
der empfangenen Dividende beträgt und auf die 
Einkommensteuer des Aktionärs angerechnet und 

— soweit sie diese übersteigt — erstattet wird. 
Damit fließt dem französischen Aktionär eine 
zusätzliche „Steuerrendite" zu, weshalb auch die 
Steuergutschrift als Zusatzertrag steuerpflichtig 
ist. 

Diese steuerliche Zusatzrendite erhält der deutsche 
Aktionär nach französischem Recht nicht. Er wird 
überdies sogar mit einer Kapitalertragsteuer be- 
lastet. Das Abkommen stellt nunmehr den deut- 
schen Aktionär dem französischen Aktionär gleich, 
indem es 

— die französische Kapitalertragsteuer (Satz 
nach bisherigem Abkommensrecht: 15 v. H.) 
völlig beseitigt, und 

— ihn in den Genuß der gleichen Steuerrendite 
kommen läßt, die der französischa Aktionär 
erhält. 

Die Steuergutschrift wird dem Abkommensberech- 
tigten bei seiner deutschen Veranlagung gut- 
gebracht und gegebenenfalls erstattet. Der Fiskal- 
aufwand dafür wird jedoch von Frankreich ge- 
tragen, das in einem Ausgleichsverfahren der 
Bundesrepublik die den deutschen Aktionären 
gutgeschriebenen Beträge erstattet. 

Bei den heutigen Steuersätzen ist die steuerliche 
Belastung der intern ausgeschütteten Gewinne in 
Deutschland und Frankreich etwa gleich. Ebenso 
tragen französische Aktionäre für ihre Investitio- 
nen in der Bundesrepublik im wesentlichen die 
gleiche Gesamtbelastung wie bei interner Anlage. 
Die in dem Revisionsprotokoll getroffenen Maß- 
nahmen nähern nunmehr auch bei den aus Frank- 
reich nach Deutschland fließenden Dividenden 
die Steuerbelastung an dieses gemeinschaftliche 
Niveau an. 

4. Von nicht minderem wirtschaftspolitischem Ge- 
wicht sind die übrigen Neuregelungen, die sich 
ebenfalls sämtlich zugunsten deutscher Steuer- 
pflichtiger auswirken und unter dem Ziel stehen, 
die Steuerbelastung der Unternehmen für den 
Wettbewerb in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft von verzerrenden Einflüssen frei- 
zustellen. 

— Deutsche Konzerne werden für die Dividen- 
denausschüttungen ihrer französischen Toch- 
tergesellschaften von der französischen Kapi- 
talertragsteuer befreit. 

— Bei deutschen Gesellschaften mit Betriebstätten 
in Frankreich entfällt die bislang den Be- 
triebstättengewinn belastende französische sog. 
Ausschüttungssteuer, 

— Bei deutschen Kommanditisten französischer 
Kommanditgesellschaften und deutschen Ge- 
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sellschaftern französischer Personengesellschaf- 
ten, die für die Körperschaftsteuer optiert 
haben, wird die französische Kapitalertrag- 
Steuer auf 15 V. II. begrenzt. 

5. Die jetzt verwirklichten Regelungen gehen auf 
Lösungswege zurück, wie sie seinerzeit — im 
Frühjahr 1968 — im Rahmen der deutsch-franzö- 
sischen Konsultationsgespreche zwischen den 
Finanzministern beider Staaten im Grundsätz- 
lichen abgesprochen worden sind. Die Konkreti- 
sierung dieser völlig neuartigen Lösuiigsgrund- 
sätze, die auch für die Abkommensdurchfüh- 
rung besondere Probleme aufwirft, erwies sich 
als außerordentlich schwierig. Es waren dazu 
ausgedehnte Verhandlungen notwendig, die in 
mehreren Runden im zweiten Halbjahr 1968 in 
Paris und Bonn geführt wurden. Das jetzige Re- 
visionsprotokoll beruht auf dem von beiden 
Delegationen im Verlaufe der Verhandlungen 
gemeinsam erarbeiteten Entwurf. 

6. Das Revisionsprotokoll ändert lediglich die ein- 
schlägigen Artikel des alten Abkommens vom 
21. Juli 1959, wobei das alte Abkommen im 
übrigen weiter gilt. Im einzelnen werden revidiert 

Artikel 8 des alten Abkommens durch Artikel 1 
des Revisionsprotokolls (französische „Aus- 
schüttungssteuer" bei Betriebstätten) 

Artikel 9 des alten Abkommens durch Artikel 2 
des Revisionsprotokolls (französische Kapital- 
ertragsteuer) 

Artikel 20 des alten Abkommens durch Artikel 3 
des Revisionsprotokolls (steuerliche Behand- 
lung im Wohnsitzstaat, insbesondere Gut- 
schriftsgewährung an deutsche Aktionäre). 

Die übrigen Artikel 4 bis 8 des Revisionsproto- 
kolls enthalten ergänzende Bestimmungen und 
die Schlußvorschriften. 

II. Zu den einzelnen Artikeln des Abkommens 

Zu Artikel I 

Dieser Artikel befaßt sich mit der sogenannten Aus- 
schüttungssteuer Frankreichs, der die französischen 
Betriebstätten ausländischer, insbesondere auch 
deutscher Gesellschaften unterliegen. Diese Steuer 
wird — zum Satz von 25 v. H. — von dem um die 
Körperschaftsteuer geminderten Gewinn der fran- 
zösischen Betriebstätte erhoben und wirkte sich 
somit als Mehrbelastung der deutschen Gesellschaf- 
ten im Wettbewerb mit den französischen Unterneh- 
men aus. Artikel 8 des alten Abkommens ließ ihre 
Erhebung ausdrücklich zu, wobei lediglich die 
Bemessungsgrundlage — grundsätzlich auf ein Vier- 
tel — ermäßigt wurde. 

Das Revisionsprotokoll ändert jetzt Artikel 8 dahin 
ab, daß in der Bundesrepublik ansässige Gesell- 
schaften, die in Frankreich eine Betriebstätte unter- 
halten, zu dieser Steuer nicht mehr herangezogen 
werden. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel befaßt sich mit den französischen 
Steuern von Dividenden, die aus Frankreich in die 


Bundesrepublik abfließen. Der bisherige Artikel 9 
des Abkommens ließ sie — allerdings begrenzt auf 
einen Höchstsatz von 15 v. H. - bestehen. Nach dem 
Revisionsprotokoll fallen sie künftig im wesent- 
lichen weg. 

Die Erhebung der deutschen Kapitalertragsteuer von 
den in umgekehrter Richtung aus der Bundesrepu- 
blik nach Frankreich fließenden Dividenden wird 
durch das Revisionsprotokoll nicht berührt. 

Zu Artikel 2 Abs. a 

Dieser Absatz paßt lediglich redaktionell ohne in- 
haltliche Änderung den Artikel 9 Absatz 1 des alten 
Abkommens — wonach für Dividenden grundsätz- 
lich der Wohnsitzstaat des Empfängers steuerberech- 
tigt ist — an das von der OECD ihren Mitglied- 
staaten empfohlene Musterabkommen an. 

Zu Artikel 2 Abs. b 

Dieser Absatz fügt in den bisherigen Artikel 9 des 
Abkommens folgende neue Absätze 3 und 4 ein: 

Absatz 3 

Nach dieser Bestimmung entfällt die französische 
Kapitalertragsteuer zu Lasten des deutschen Ak- 
tionärs immer dann, wenn ihr Empfänger — falls 
er in Frankreich ansässig wäre — nach franzö- 
sischem Steuerrecht zur Steuergutschrift (avoir 
fiscal) berechtigt wäre. Praktisch umfaßt dies alle 
normalen Dividendenzahlungen französischer Kapi- 
talgesellschaften, außer den im folgenden Absatz 
behandelten Ausschüttungen auf wesentliche Beteili- 
gungen. 

Absatz 4 

In diesem Absatz verzichtet Frankreich auf seine 
Kapitalertragsteuer bei Dividenden, die deutschen 
Konzernen aus wesentlichen Beteiligungen (Min- 
destbeteiligungssatz: 25 V. H.) an französischen Ge- 
sellschaften zufließen. Zugleich ist bestimmt, daß die 
bei Zahlung der Dividenden gegebenenfalls erho- 
bene französische Vorsteuer (precompte) den deut- 
schen Muttergesellschaften erstattet wird. 

Da die Dividenden bei der deutschen Muttergesell- 
schaft auf Grund des Schachtelprivilegs steuerfrei- 
gestellt sind (siehe Artikel 20 Absatz 3 des alten 
Abkommens in der Neufassung durch Artikel 3 des 
Revisionsprotokolls; vgl. unten), wirkt sich der 
Wegfall der französischen Kapitalertragsteuer von 
bisher 15 v. H. als definitive Belastungsminderung, 
d. h. als echter Renditezuwachs für die deutschen 
Muttergesellschaften aus. Die Dividendenausschüt- 
tungen der französischen Tochtergesellschaft sind 
praktisch nur noch mit der französischen Körper- 
schaftsteuer (50 V. H.) vorbelastet. 

Die deutsche Muttergesellschaft hat damit annä- 
hernd die gleiche Gesamtbelastung zu tragen wie 
umgekehrt ein französischer Konzern auf seine 
wesentliche Beteiligung an einer deutschen Tochter- 
gesellschaft. In diesem Fall verbleibt es bei der bis- 
herigen Regelung (Artikel 9 Absatz 3 des alten Ab- 
kommens bzw. Artikel 9 Absatz 5 der Neufassung 
durch Artikel 2 Absatz c des Revisionsprotokolls), 
wonach die deutsche Kapitalertragsteuer auf die 
Dividendenbezüge der französischen Muttergesell- 


9 



Drucksache VI/503 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Schaft mit 25 v. H. aufrechterhalten ist. Diese — 
formal ungleiche — Regelung liegt darin begründet, 
daß die deutsche Kapitalertragsteuer hier lediglich 
die Funktion hat, die Körperschaftsteuerermäßigung 
(15 V. H.) auf den ausgeschütteten Gewinn der deut- 
schen Tochtergesellschaft auszugleichen und die 
Gesamtbelastung — wenn auch unvollkommen — 
auf das normale deutsche Körperschaftsteuerniveau 
(51 V. H.) heranzuführen. Obwohl voneinander ab- 
weichend, nähern die Regelungen für die deutsche 
und die französische Kapitalertragsteuer die Ge- 
samtbelastung für die beiderseitigen Konzerne an- 
einander an und schaffen so für die wirtschaftliche 
Betätigung über die Grenze gleiche Steuerbedingun- 
gen. 

Zu Artikel 2 Abs. c, d und f 

Diese Absätze passen die Absätze der alten Abkom- 
mensbestimmung lediglich in der Numerierung und 
in den Bezugnahmen an die neueingeführten Ab- 
sätze an. 

Zu Artikel 2 Abs. e 

Dieser Absatz befaßt sich mit der französischen 
Kapitalertragsteuer bei deutschen Gesellschaftern 
französischer Personengesellschaften. Das Besteue- 
rungsrecht für die Gewinnanteile der deutschen Ge- 
sellschafter an diesen Gesellschaften richtet sich nach 
dem sog. Betriebstättenprinzip (siehe Artikel 4 Ab- 
satz 3 des Abkommens). 

Soweit hiernach Frankreich steuerberechtigt ist, 
konnte Frankreich nach dem alten Abkommen (Ar- 
tikel 9 Absatz 5) den deutschen Kommanditisten 
einer französischen Kommanditgesellschaft ohne Ein- 
schränkung nach seinem nationalen Recht besteuern. 
Danach wird der Kommanditanteil steuerlich wie 
eine Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft behan- 
delt: Der anteilige Gesellschaftsgewinn unterliegt 
der Körperschaftsteuer (50 v. H.), und die anteilige 
Ausschüttung wird als Dividende beim Kommandi- 
tisten noch zusätzlich der vollen französischen Kapi- 
talertragsteuer zum Satz von 25 v. H. unterworfen. 
Die gleiche Regelung sieht das französische Steuer- 
recht auch für andere Personengesellschaften vor, 
die für die Körperschaftsteuer optiert haben. 

Absatz e — der den alten Absatz 5 des Artikels 9 des 
Abkommens durch den neuen Absatz 7 ersetzt — 
bestimmt nunmehr, daß in den genannten Fällen 
die Einkünfte, die die französischen Gesetzesvor- 
schriften als Dividenden ansehen, nur nach Artikel 9 
Absatz 2 des Abkommens besteuert werden dürfen, 
wodurch die französische Kapitalertragsteuer auf 
15 v. H. gesenkt wird. Dieser Vorteil ist ein echter 
Renditezuwachs für die deutschen Gesellschafter, da 
die Einkünfte aus der französischen Personengesell- 
schaft — - und ebenso die Beteiligung — , für die 
Frankreich nach dem Betriebstättenprinzip steuer- 
berechtigt ist, in der Bundesrepublik steuerfrei- 
gestellt bleiben (siehe unten zu Artikel 3). 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel faßt den die Vermeidung der Doppel- 
besteuerung im Wohnsitzstaat regelnden Artikel 20 
des alten Abkommens neu; wichtigste Änderung ist 
die Gewährung der Steuergutschrift für deutsche 
Aktionäre französischer Gesellschaften. 


Zu Artikel 20 Abs. 1 der Neufassung 

Dieser Absatz regelt die deutsche Besteuerung bei 

in der Bundesrepublik ansässigen Personen. 

Zu Artikel 20 Abs. 1 Buchstabe a der Neufassung 
Nach dieser lediglich redaktionell neu gefaßten Be- 
stimmung werden die aus Frankreich stammenden 
Einkünfte bzw. die dort gelegenen Vermögensteile, 
die nach dem Abkommen in Frankreich besteuert 
werden können, von der Bemessungsgrundlage für 
die deutsche Steuer ausgenommen (Freistellungs- 
methode). Die Bundesrepublik behält aber das Recht, 
diese Einkünfte und Vermögensteile bei der Fest- 
setzung ihres Steuersatzes für das übrige Einkom- 
men und Vermögen zu berücksichtigen (Progres- 
sionsvorbehalt). 

Zu Artikel 20 Abs. 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa 
der Neufassung 

Die Bestimmung enthält lediglich eine redaktionelle 
Neufassung des schon bisher geltenden „internatio- 
nalen Schachtelprivilegs" (vgl. Artikel 20 Absätze 3 
und 4 des alten Abkommens). Danach ist die Frei- 
stellungsmethode des Absatzes 1 Buchstabe a auf 
Dividenden anzuwenden, die eine in der Bundes- 
republik ansässige Kapitalgesellschaft aus einer in 
Frankreich ansässigen Kapitalgesellschaft emplängt. 
Das Schachtelprivileg gilt — wie bisher — auch für 
die deutsche Vermögen- und Gewerbekapitalsteuer. 

Zu Artikel 20 Abs. 1 Buchstabe b Doppelbuchstdbe bb 
der Neufassung 

Dieser Abschnitt gewährt den deutschen Aktionären 
— soweit sie nicht das Schachtelprivileg genießen - - 
für ihre französischen Dividenden die „Steuergut- 
schrift", mit der Frankreich den französischen Ak- 
tionären die die Dividenden vorbelastende fran- 
zösische Körperschaftsteuer teilweise (z. Z. zur 
Hälfte) erstattet. Umfang und Höhe dieser Steuer- 
gutschrift sind an die für die französischen Aktio- 
näre geltende Rechtslage angelehnt ; praktisch wird 
die Gutschrift für die normalen Dividenden von 
französischen Kapitalgesellschaften gewährt. Die 
Gutschrift beträgt zur Zeit die Hälfte der aiisge- 
schütteten Bruttodividende. 

Die in Frankreich ansässigen Dividendenempfänger 
erhalten die Steuergutschrift bei ihrer Veranlagung 
zur französischen Einkommensteuer. Entsprechend 
wird den in der Bundesrepublik ansässigen Emp- 
fängern französischer Dividenden die Gutschrift im 
Rahmen ihrer deutschen Steuerveranlagung gewährt. 
Der Gutschriftsbetrag ist voll, aber auch insoweit 
anrechmmgsfähig, als er die auf die Dividende ent- 
fallende deutsche Steuer übersteigt. Er kann gege- 
benenfalls erstattet werden. Andererseits ist die 
Steuergutschrift als zusätzliche „Steuerrendite" bei 
der Ermittlung der deutschen Steuerbemessungs- 
grundlage dem Betrag der ausgeschütteten Brutto- 
dividende hinzuzLirechnen. 

Der verausiagte Gutschriftsbetrag wird der deut- 
schen Finanz Verwaltung von Frankreich zurückge- 
währt, so daß die Rückgewähr französischer Körper- 
schaftsteuer im Rahmen des deutschen Besteue- 
rungsverfahrens fiskalisch voll von Frankreich zu 
tragen ist. Bei dem internen Finanzausgleich zwi- 
schen der deutschen und französischen Steuerver- 
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waltung ist aber zu berücksichtigen, daß Frankreich 
nach internationalen Vertragsgrundsätzen eine Ka- 
pitalertragsteuer von 15 V. H. der Dividende erhe- 
ben könnte. Die Bundesrepublik hätte sie nach inter- 
nationalen Abkommensgrundsätzen anzurechnen. 
Von der Erhebung dieser Kapitalertragsteuer hat 
Frankreich gegenüber dem Aktionär abgesehen. Im 
Fiskalausgleich der beiden Länder soll aber Frank- 
reich diese ihm zustehende Steuer nach internatio- 
nalen Grundsätzen von der Bundesrepublik im 
Wege der Anrechnung zu tragende Steuer verrech- 
nen dürfen. Deshalb darf der französische Fiskus die 
zurückzugewährende Steuergutschrift um die Frank- 
reich an sich zustehende Kapitalertragsteuer von 
15 V. H. mindern. Sie wird von dem in der Bundes- 
republik steuerpflichtigen Gesamtbetrag berechnet, 
also von der um die Gutschrift aufgestockten Divi- 
dende. Bei der nach geltendem Recht zu gewähren- 
den Gutschrift in Piöhe der Hälfte der Dividende be- 
trägt dieser steuerpflichtige Gesamtertrag 150 v. H. 
der Bruttodividende und die an sich zulässige Kapi- 
talertragsteuer zum Satz von 15 v. H. dieses Betra- 
ges 22,5 V. H. der Dividende. Der vom französischen 
Fiskus zurückzugewährende Betrag beläuft sich da- 
her gegenwärtig auf 27,5 v. H. (= 50 v. H. X 22,5 
V. H.) der Dividende. 

Zu Artikel 20 Abs. 1 Buchstabe c der Neufassung 
Nach dieser Bestimmung wird wie schon bisher die 
Doppelbesteuerung bei den nicht unter Buchstabe b 
fallenden Dividenden sowie bei Aufsichtsratsvergü- 
tungen aus Frankreich durch Anrechnung der fran- 
zösischen Quellensteuer auf die deutsche Steuer 
vermieden. Weiterhin ist ausdrücklich klargestellt, 
daß die in Artikel 9 Absatz 7 des Abkommens neuer 
Fassung angeführten Einkünfte (siehe oben zu Ar- 
tikel 2 Absatz 2 des Revisionsprotokolls) deutscher 
Kommanditisten französischer Kommanditgesell- 
schaften und deutscher Gesellschafter französischer 
Personengesellschaften, die für die Körperschaft- 
steuer optiert haben, im Sinne dieser Bestimmung 
nicht als Dividenden gelten; es verbleibt hier also 
bei der Steuerfreistellung in der Bundesrepublik 
(siehe oben zu Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe a der 
Neufassung). 

Zu Artikel 20 Abs. 2 der Neufassung 
Dieser Absatz regelt die Vermeidung der Doppel- 
besteuerung in Frankreich bei den hier ansässigen 
Empfängern von Einkünften aus der Bundesrepublik. 
Es gelten ähnliche — auch bisher schon anwendbare 
— Grundsätze wie nach Absatz 1 für die Vermei- 
dung der Doppelbesteuerung bei den in der Bundes- 
republik ansässigen Personen. 


Bei Dividendeneinkünften aus der Bundesrepublik 
kamen die französischen Empfänger auch bisher 
schon auf Grund des gespaltenen Körperschaft- 
steuertarifs automatisch in den Genuß der Steuer- 
entlastung, so daß ihre steuerliche Gesamtbelastung 
im wesentlichen bereits die gleiche war wie bei 
einer französischen Aktieninvestition unter Berück- 
sichtigung der Steuergutschrift. Eine Mehrbelastung 
konnte sich lediglich bei kleineren Einkommens- 
beziehern ergeben, soweit die deutsche Kapital- 
ertragsteuer von 15 V. H. über der französischen 
Steuer lag und daher der Kapitalertragsteuerüber- 
hang nicht mehr auf die französische Steuer verrech- 
net werden konnte. Dazu ist nunmehr in Artikel 20 
Absatz 2 Buchstabe b Satz 2 bestimmt, daß der 
Mehrbetrag dem französischen Steuerpflichtigen nach 
dem im französischen Steuerrecht für die Gutschrift 
vorgesehenen Verfahren erstattet wird. 

Zu Artikel 4 

Durch diesen Artikel wird dem Artikel 26 des Ab- 
kommens ein Absatz angefügt, wonach die zustän- 
digen Behörden sich darüber verständigen werden, 
daß die Maßnahmen des Revisionsprotokolls nicht 
direkt oder indirekt Personen zugute kommen, die 
nicht in der Bundesrepublik ansässig sind, 

Zu Artikel 5 

Durch diesen Artikel wird in das Abkommen ein 
Artikel 30 a eingefügt, wonach die zuständigen Be- 
hörden der Vertragstaaten sich Änderungen ihres 
gegenwärtigen internen Rechts, wie es den getroffe- 
nen Regelungen zugrunde liegt, mitteilen. Über die 
infolge dieser Änderungen notwendigen Modifika- 
tionen des Abkommens werden die Vertragstaaten 
alsdann verhandeln. 

Zu A ]• t i k e 1 6 

Dieser Artikel enthalt die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 7 

Der Artikel enthält die Vorschriften über die Ratifi- 
kation und das Inkrafttreten des Revisionsproto- 
kolls. Er sieht die rückwirkende Anwendung der 
Neuregelungen ab dem 1, Januar 1968 vor. 

Zu Artikel 8 

Dieser Artikel bestimmt, daß das Revisionsprotokoll 
Bestandteil des Abkommens vom 21. Juli 1959 ist 
und so lange in Kraft bleibt, wie das .Abkommen 
anzLi wenden ist, 
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